
4 Generalversammlung – Vierundfünfzigste Tagung 
 
 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Fidschi, Finnland, 
Frankreich, Georgien, Guatemala, Haiti, Indien, Indonesien, Irland, Island, Israel, 
Italien, Jamaika, Japan, Kanada, Katar, Kolumbien, Kroatien, Kuwait, Lettland, 
Libanon, Liechtenstein, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Marshallinseln, Mexiko, 
Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Myanmar, Nepal, 
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Palau, 
Panama, Papua-Neuguinea, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, 
Rumänien, Salomonen, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Singapur, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Suriname, Syrische Arabische Republik, Thailand, 
Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Uruguay, 
Vanuatu, Venezuela, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, 
Vietnam und Zypern 

54/3. Aufnahme des Königreichs Tonga in die Vereinten 
Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 nach Eingang der Empfehlung des Sicherheitsrats vom 
28. Juli 1999, das Königreich Tonga in die Vereinten Nationen 
aufzunehmen5, 

 nach Prüfung des Aufnahmeantrags des Königreichs Ton-
ga6, 

 beschließt, das Königreich Tonga als Mitglied in die Ver-
einten Nationen aufzunehmen. 

RESOLUTION 54/4 

Auf der 28. Plenarsitzung am 6. Oktober 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/54/L.4, auf Empfehlung des Wirt-
schafts- und Sozialrats 

54/4. Fakultativprotokoll zu dem Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau 

 Die Generalversammlung,  

 in Bekräftigung der Erklärung und des Aktionsprogramms 
von Wien7 sowie der Erklärung von Beijing8 und der Aktions-
plattform9, 

 daran erinnernd, dass in der Aktionsplattform von Beijing, 
entsprechend der Erklärung und dem Aktionsprogramm von 
Wien, der von der Kommission für die Rechtstellung der Frau 
eingeleitete Prozess unterstützt wurde, den Entwurf eines Fa-
kultativprotokolls zu dem Übereinkommen zur Beseitigung je-
der Form der Diskriminierung der Frau10 über ein Verfahren im 

 
5 A/53/1029. 
6 A/53/1022-S/1999/793; siehe Official Records of the Security Council, Fifty-
fourth Year, Supplement for July, August and September 1999, Dokument 
S/1999/793. 
7 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
8 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing, 4.-15. Sep-
tember 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments A/CONF.177/20 vom 
17. Oktober 1995), Kap.I, Resolution 1, Anlage I. 
9 Ebd., Anlage II. 
10 Resolution 34/180, Anlage. 

Zusammenhang mit dem Petitionsrecht auszuarbeiten, das 
sobald wie möglich in Kraft treten könnte, 

 feststellend, dass in der Aktionsplattform von Beijing alle 
Staaten, die das Übereinkommen noch nicht ratifiziert haben 
beziehungsweise ihm noch nicht beigetreten sind, aufgefordert 
wurden, dies so bald wie möglich zu tun, damit das Ziel der 
universellen Ratifikation des Übereinkommens bis zum 
Jahr 2000 erreicht werden kann, 

 1. verabschiedet das Fakultativprotokoll zu dem Über-
einkommen, dessen Wortlaut in der Anlage zu dieser Resolu-
tion wiedergegeben ist, und legt es zur Unterzeichnung, zur 
Ratifikation und zum Beitritt auf; 

 2. fordert alle Staaten, die das Übereinkommen unter-
zeichnet beziehungsweise ratifiziert haben oder ihm beigetreten 
sind, auf, das Protokoll so bald wie möglich zu unterzeichnen 
und zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten; 

 3. betont, dass sich die Vertragsstaaten des Protokolls 
verpflichten sollten, die in dem Protokoll vorgesehenen Rechte 
und Verfahren zu achten und mit dem Ausschuss für die Besei-
tigung der Diskriminierung der Frau in allen Stadien seiner 
Verfahren nach dem Protokoll zusammenzuarbeiten; 

 4. betont, dass sich der Ausschuss in Erfüllung seines 
Mandats sowie seiner Aufgaben nach dem Protokoll auch wei-
terhin von den Grundsätzen der Nichtselektivität, Unparteilich-
keit und Objektivität leiten lassen sollte; 

 5. ersucht den Ausschuss, zusätzlich zu seinen Tagungen 
nach Artikel 20 des Übereinkommens nach Inkrafttreten des 
Protokolls Tagungen zur Wahrnehmung seiner Aufgaben nach 
dem Protokoll abzuhalten; die Dauer dieser Tagungen wird von 
einer Tagung der Vertragsstaaten des Protokolls festgelegt und 
nach Bedarf überprüft, vorbehaltlich der Zustimmung der Ge-
neralversammlung; 

 6. ersucht den Generalsekretär, das Personal und die 
Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, die notwendig sind, 
damit der Ausschuss seine Aufgaben auf Grund des Protokolls 
nach dessen Inkrafttreten wirksam wahrnehmen kann; 

 7. ersucht den Generalsekretär außerdem, in die regel-
mäßigen Berichte, die er der Generalversammlung über den 
Stand des Übereinkommens vorlegt, auch Informationen über 
den Stand des Protokolls aufzunehmen.  

ANLAGE 

Fakultativprotokoll zu dem Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau 

 Die Vertragsstaaten dieses Protokolls, 

 im Hinblick darauf, dass in der Charta der Vereinten Natio-
nen der Glaube an die Grundrechte des Menschen, an Würde 
und Wert der menschlichen Person und an die Gleichberech-
tigung von Mann und Frau erneut bekräftigt wird, 
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 sowie im Hinblick darauf, dass in der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte11 verkündet wird, dass alle Menschen 
frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind und ohne 
Unterschied, etwa nach Geschlecht, Anspruch auf alle darin 
verkündeten Rechte und Freiheiten haben, 

 unter Hinweis darauf, dass die Internationalen Menschen-
rechtspakte12 und andere internationale Menschenrechtsüber-
einkünfte die Diskriminierung auf Grund des Geschlechts ver-
bieten, 

 sowie unter Hinweis auf das Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau10 ("das Über-
einkommen"), in dem die Vertragsstaaten jede Form von Dis-
kriminierung der Frau verurteilen und übereinkommen, mit al-
len geeigneten Mitteln unverzüglich eine Politik zur Beseiti-
gung der Diskriminierung der Frau zu verfolgen, 

 in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, dafür zu sorgen, 
dass die Frau alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll 
und gleichberechtigt genießen kann, und wirksame Maßnahmen 
zu ergreifen, um Verletzungen dieser Rechte und Freiheiten zu 
verhindern, 

 sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

 Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls ("Vertragsstaat") er-
kennt die Zuständigkeit des Ausschusses für die Beseitigung 
der Diskriminierung der Frau ("der Ausschuss") für die Entge-
gennahme und Prüfung von Mitteilungen an, die gemäß Arti-
kel 2 eingereicht wurden. 

Artikel 2 

 Mitteilungen können von Einzelpersonen oder Personen-
gruppen, die der Herrschaftsgewalt eines Vertragsstaates unter-
stehen und behaupten, Opfer einer Verletzung eines in dem 
Übereinkommen niedergelegten Rechts durch diesen Vertrags-
staat zu sein, oder in deren Namen eingereicht werden. Wird 
eine Mitteilung im Namen von Einzelpersonen oder Personen-
gruppen eingereicht, so hat dies mit deren Zustimmung zu ge-
schehen, es sei denn, der Beschwerdeführer kann begründen, 
dass er ohne ihre Zustimmung in ihrem Namen tätig wird. 

Artikel 3 

 Mitteilungen sind schriftlich einzureichen und dürfen nicht 
anonym sein. Der Ausschuss nimmt keine Mitteilung entgegen, 
die einen Vertragsstaat des Übereinkommens betrifft, der nicht 
Vertragspartei dieses Protokolls ist. 

Artikel 4 

1. Der Ausschuss prüft eine Mitteilung nur dann, wenn er sich 
Gewissheit verschafft hat, dass alle zur Verfügung stehenden 
innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft worden sind, es sei 
denn, dass die Anwendung derartiger Rechtsbehelfe unange-
 
11 Resolution 217 A (III). 
12 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 

messen lange gedauert hat oder keine wirksame Abhilfe erwar-
ten lässt. 

2. Der Ausschuss erklärt eine Mitteilung für unzulässig,  

 a) wenn dieselbe Sache bereits vom Ausschuss oder in 
einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitrege-
lungsverfahren geprüft wurde oder geprüft wird; 

 b) wenn sie mit den Bestimmungen des Übereinkommens 
unvereinbar ist; 

 c) wenn sie offensichtlich unbegründet oder nicht hinrei-
chend belegt ist; 

 d) wenn es sich um einen Missbrauch des Rechts auf 
Einreichung von Mitteilungen handelt; 

 e) wenn sie sich auf Tatsachen bezieht, die dem Inkraft-
treten dieses Protokolls für den betreffenden Vertragsstaat vor-
ausgingen, es sein denn, sie bestanden auch nach diesem Da-
tum weiter fort.  

Artikel 5 

1. Nach Eingang einer Mitteilung und vor einer Entscheidung 
über die Begründetheit kann der Ausschuss jederzeit zur drin-
genden Prüfung ein Ersuchen um Erlass vorläufiger Maßnah-
men an den betreffenden Vertragsstaat richten, die notwendig 
sind, um nicht wiedergutzumachenden Schaden für das oder die 
Opfer der behaupteten Verletzung zu verhindern. 

2. Eine Ermessensausübung des Ausschusses nach Absatz 1 
beinhaltet keine Entscheidung über die Frage der Zulässigkeit 
oder der Begründetheit der Mitteilung. 

Artikel 6 

1. Sofern der Ausschuss nicht eine Mitteilung ohne Rückspra-
che mit dem betroffenen Vertragsstaat für unzulässig hält und 
sofern die Einzelperson oder die Einzelpersonen der Bekannt-
gabe ihrer Identität an den Vertragsstaat zustimmen, bringt der 
Ausschuss dem betroffenen Vertragsstaat jede ihm nach diesem 
Protokoll eingereichte Mitteilung vertraulich zur Kenntnis. 

2. Der betroffene Vertragsstaat hat dem Ausschuss innerhalb 
von sechs Monaten schriftliche Erklärungen oder Stellungnah-
men zur Klärung der Sache zu übermitteln und die gegebenen-
falls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen mitzuteilen.  

Artikel 7 

1. Der Ausschuss prüft die nach diesem Protokoll eingegange-
nen Mitteilungen im Lichte sämtlicher Angaben, die ihm von 
den Einzelpersonen oder Personengruppen oder in deren Na-
men und von dem betroffenen Vertragsstaat zur Verfügung ge-
stellt wurden, mit der Maßgabe, dass diese Angaben den be-
troffenen Parteien übermittelt werden. 

2. Der Ausschuss prüft Mitteilungen nach diesem Protokoll in 
nichtöffentlicher Sitzung. 

3. Nach Prüfung einer Mitteilung übermittelt der Ausschuss 
den betroffenen Parteien seine Auffassungen zu der Mitteilung 
zusammen mit seinen etwaigen Empfehlungen. 



6 Generalversammlung – Vierundfünfzigste Tagung 
 
 
4. Der Vertragsstaat prüft die Auffassungen des Ausschusses 
sowie dessen etwaige Empfehlungen und erteilt dem Ausschuss 
innerhalb von sechs Monaten eine schriftliche Anwort, die auch 
Informationen über Maßnahmen enthält, die im Lichte der Auf-
fassungen und Empfehlungen des Ausschusses getroffen wur-
den. 

5. Der Ausschuss kann den Vertragsstaat bitten, weitere In-
formationen über Maßnahmen vorzulegen, die der Vertrags-
staat auf seine Auffassungen oder etwaige Empfehlungen hin 
getroffen hat, so auch, wenn der Ausschuss dies für angezeigt 
hält, in seinen späteren Berichten nach Artikel 18 des Überein-
kommens. 

Artikel 8 

1. Erhält der Ausschuss zuverlässige Informationen, die Hin-
weise auf schwere oder systematische Verletzungen der in dem 
Übereinkommen niedergelegten Rechte durch einen Vertrags-
staat enthalten, so bittet der Ausschuss den betreffenden Ver-
tragsstaat, an der Prüfung der Informationen mitzuwirken und 
zu diesem Zweck zu den Informationen Stellung zu nehmen. 

2. Unter Berücksichtigung der Stellungnahmen, die von dem 
betroffenen Vertragsstaat vorgelegt wurden, sowie sonstiger 
ihm zur Verfügung stehender zuverlässiger Informationen kann 
der Ausschuss eines oder mehrere seiner Mitglieder damit be-
trauen, eine Untersuchung durchzuführen und dem Ausschuss 
umgehend Bericht zu erstatten. Soweit dies gerechtfertigt ist 
und mit Zustimmung des Vertragsstaats kann die Untersuchung 
einen Besuch des Hoheitsgebiets dieses Staates mit einschlie-
ßen. 

3. Nach Prüfung der Ergebnisse einer solchen Untersuchung 
übermittelt der Ausschuss diese dem betreffenden Vertragsstaat 
zusammen mit etwaigen Stellungnahmen und Empfehlungen.  

4. Der betreffende Vertragsstaat legt dem Ausschuss innerhalb 
von sechs Monaten nach Erhalt der vom Ausschuss übermittel-
ten Ergebnisse, Stellungnahmen und Empfehlungen seine Stel-
lungnahmen vor.  

5. Eine derartige Untersuchung ist vertraulich durchzuführen, 
und in allen Stadien des Verfahrens ist die Zusammenarbeit des 
betreffenden Vertragsstaats einzuholen. 

Artikel 9 

1. Der Ausschuss kann den betreffenden Vertragsstaat bitten, 
in seinen Bericht nach Artikel 18 des Übereinkommens Einzel-
heiten über die Maßnahmen aufzunehmen, die er auf eine Un-
tersuchung nach Artikel 8 dieses Protokolls ergriffen hat.  

2. Der Ausschuss kann nach Ablauf der in Artikel 8 Absatz 4 
genannten Sechsmonatsfrist den betreffenden Vertragsstaat ge-
gebenenfalls bitten, ihn über die Maßnahmen zu unterrichten, 
die er auf eine derartige Untersuchung hin ergriffen hat.  

Artikel 10 

1. Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung oder Rati-
fikation dieses Protokolls oder dem Beitritt zu diesem erklären, 

dass er die Zuständigkeit des Ausschusses nach Artikel 8 und 9 
nicht anerkennt. 

2. Ein Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 1 abge-
geben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an den 
Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückziehen.  

Artikel 11 

 Ein Vertragsstaat hat alle geeigneten Maßnahmen zu tref-
fen, um sicherzustellen, dass seiner Herrschaftsgewalt unterste-
hende Einzelpersonen nicht misshandelt oder eingeschüchtert 
werden, weil sie nach diesem Protokoll eine Mitteilung an den 
Ausschuss gerichtetet haben. 

Artikel 12 

 Der Ausschuss nimmt in seinen Jahresbericht nach Arti-
kel 21 des Übereinkommens auch eine Zusammenfassung sei-
ner Tätigkeit nach diesem Protokoll auf. 

Artikel 13 

 Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, das Übereinkommen 
und dieses Protokoll weithin bekannt zu machen und ihnen Pu-
blizität zu verschaffen sowie den Zugang zu Informationen 
über die Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses zu 
erleichtern, insbesondere in Angelegenheiten, die den betref-
fenden Vertragsstaat angehen. 

Artikel 14 

 Der Ausschuss erstellt seine eigene Geschäftsordnung, die 
bei der Wahrnehmung der Aufgaben zu befolgen ist, die ihm 
mit diesem Protokoll übertragen werden. 

Artikel 15 

1. Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der das Übereinkom-
men unterzeichnet und ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, 
zur Unterzeichnung auf. 

2. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation durch alle Staaten, 
die das Übereinkommen ratifiziert haben oder ihm beigetreten 
sind. Die Ratifikationsurkunden sind beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen zu hinterlegen. 

3. Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der das Übereinkom-
men ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt auf. 

4. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkun-
de beim Generalsekretär der Vereinten Nationen. 

Artikel 16 

1. Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der 
zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalse-
kretär der Vereinten Nationen in Kraft. 
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2. Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach seinem Inkrafttre-
ten ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es drei Monate nach der 
Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkun-
de in Kraft.  

Artikel 17 

 Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig. 

Artikel 18 

1. Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Protokolls 
vorschlagen und beim Generalsekretär der Vereinten Nationen 
einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann alle Ände-
rungsvorschläge den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, 
ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur 
Beratung und Abstimmung über die Vorschläge befürworten. 
Befürwortet wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine sol-
che Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz un-
ter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede 
Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwe-
senden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, 
ist der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Billi-
gung vorzulegen. 

2. Die Änderungen treten in Kraft, wenn sie von der General-
versammlung der Vereinten Nationen gebilligt und von einer 
Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten dieses Protokolls nach 
Maßgabe der in ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren an-
genommen worden sind. 

3. Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Ver-
tragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während 
für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen 
dieses Protokolls und alle früher von ihnen angenommenen 
Änderungen gelten.  

Artikel 19 

1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch 
schriftliche Notifikation an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate nach 
Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam. 

2. Die Kündigung berührt nicht die weitere Anwendung dieses 
Protokolls auf Mitteilungen nach Artikel 2 oder Untersuchun-
gen nach Artikel 8, die vor dem Wirksamwerden der Kündi-
gung eingegangen sind oder eingeleitet wurden. 

Artikel 20 

 Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet al-
le Staaten 

 a) von den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitrit-
ten nach diesem Protokoll; 

 b) vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls und 
von Änderungen nach Artikel 18; 

 c) von Kündigungen nach Artikel 19. 

Artikel 21 

1. Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, engli-
scher, französischer, russischer und spanischer Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Natio-
nen hinterlegt. 

2. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt al-
len in Artikel 25 des Übereinkommens bezeichneten Staaten 
beglaubigte Abschriften dieses Protokolls. 

RESOLUTION 54/5 

Auf der 31. Plenarsitzung am 8. Oktober 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/54/L.8 und Add.1, eingebracht von: 
Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Bulgarien, Costa Rica, Dänemark, 
Deutschland, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, 
Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Indien, Iran (Islamische 
Republik), Irland, Israel, Italien, Kasachstan, Luxemburg, Malta, Österreich, Polen, 
Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Schweden, Slowe-
nien, Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Verei-
nigte Staaten von Amerika und Zypern 

54/5. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit der Schwarzmeerregion 

 Die Generalversammlung, 

 in Anbetracht der Bedeutung der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit der Schwarzmeerregion, einer 
zwischenstaatlichen Organisation, mit dem Ziel, die gegenseiti-
ge Achtung und das gegenseitige Vertrauen, den Dialog und 
die Zusammenarbeit sowie die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen ihren Mitgliedstaaten zu verstärken, 

 sowie in Anbetracht der von den Vereinten Nationen häufig 
erwähnten Notwendigkeit, alle Anstrengungen zur Entwicklung 
der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit auf der 
Grundlage des Völkerrechts zu fördern und zu unterstützen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass in der Charta der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit der Schwarz-
meerregion betont wird, dass die regionale Zusammenarbeit 
Teil des europäischen Integrationsprozesses ist, der auf den 
Menschenrechten und den Grundfreiheiten beruht und die so-
ziale Gerechtigkeit und die Stabilität fördert, 

 in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit der Schwarzmeerregion zu fördern, 

 1. beschließt, die Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit der Schwarzmeerregion einzuladen, an den Ta-
gungen und an der Arbeit der Generalversammlung als Beob-
achter teilzunehmen; 




